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Jahrhundertelang schon schwelt der Kon-
flikt zwischen Sicherheit und Freiheit. Eine
Losung ist zwar immer noch nicht in Sicht,
dafiir aber erhellt dieses Buch die aktuellen
Konfliktfelder, auf denen der Kampf zwi-
schen Sicherheit und Freiheit heute ausge-
tragen wird. Die Herausgeber haben es
verstanden, die drei entscheidenden The-
men der Debatte in einem Buch zusam-
menzufithren. Es sind die Themen, die seit
den Anschligen des 11. September 2001
uns sowohl im nationalen als auch im in-
ternationalen Bereich stindig beschéftigen:
das Abhéren von Telefonanlagen, das Ab-
schieffen von Flugzeugen sowie die das
Folterverbot.

 Zunéchst eroffnen zwei einleitende Aufsét-

ze die Sammlung: Dirk Heckmann mit ,Si-
cherheitsarchitektur im bedrohten Rechts-
staat. Neue Polizeibefugnisse zwischen
gestalterischer Freiheit und grundrechtli-
cher Statik” (S. 9-28) und Kyrill-Alexander
Schwarz mit ,Die Dogmatik der Grund-
rechte -~ Schutz und Abwehr im freiheitssi-
chernden Staat” (S. 29-49).

Nach einem Einblick in die Entwicklung
des Polizeirechts (S. 12-16), stellt Heckmann
vier Problemlagen dar, aus denen Elemente
einer neuen Polizeirechtstheorie abzulesen
seien (S. 17-25). Hierbei vertritt er die An-
sicht, daf8 unbescholtene Biirger selbst oh-

ne Verdachtsmoment kontrolliert werden
ditrfen (S. 17-20); er will den privaten,
staatsfreien Riickzugsraum begrenzen (S.
20f.); sieht keine Mifsbrauchsgefahr in
(technischen) Uberwachungsméglichkeiten
(,Schliefslich ist dieser Polizist auch ein
Mensch, dem man beim Verlassen der
Amtsstube unterstellt, er werde Gesetz und
Recht einhalten. Warum soll das im Dienst
anders ein, obwohl er dort sogar stdrker
selbst kontrolliert wird.”; S. 22-24) und
fragt zuletzt — hier ohne ex- oder implizit
Stellung zu beziehen - was gegeniiber
,Feinden der Rechtsordnung” zu tun sei,
also wie sich in Terrorismusfillen zu ver-
halten sei (S. 24f.). Der rote Faden, der den
Aufsatz durghspannt lautet: ,Der Sicher-
heitsbeitrag“des Einzelnen als Adressat
polizeilicher Kontrollen ist nicht Begren-
zung, sondern Ausdruck personlicher
Freiheit.” (S. 27). ‘

Schwarz ermoglicht in seinem Aufsatz ei-
nen Uberblick iiber den Ausgleich von
Freiheit und Sicherheit der bundesrepubli-
kanischen Grundrechtsdogmatik, wobei er
seinen Betrachtungsschwerpunkt auf die
Schutzpflichten legt (S. 34-47). Er schlufs-
folgert, dafl Sicherheit und Freiheit sich
nicht ausschlieflen, sie aber in ein neues
Verhiltnis geriickt werden miifSten, wobei
eine Absenkung materieller Standards
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»unabweisbar notwendig” sei. Den verfah-
rensrechtlichen Kautelen komme eine ganz
besonders zentrale Bedeutung fiir die Frei-

“heitssicherung zu. Gleichzeitig warnt
Schiwarz davor, dafs die Verhéltnisméfsig-
keitspriifung zu einer reinen Beliebigkeits-
abwigung zwischen diffusen Gefahren fiir
die Gemeinschaft und individueller Frei-
heit verkommt (S. 47f.). Dieser ausgewoge-
ne Aufsatz endet mit der beruhigenden
Feststellung: ,[...] Die Rahmenbedingun-
gen sind zumindest so beschaffen, dafs wir
in Freiheit und in Sicherheit iiber das Ver-
hiltnis von Freiheit und Sicherheit nach-
denken kénnen.”

Frederik Roggan beschiftigt sich in seinem
Aufsatz ,Unerhorte Intimsphdre - Zum
Erfordernis kernbereichsschiitzender Rege-
lungen im Sicherheitsrecht” (S. 51-76) mit
dem Abhoren von Telefonanlagen. Zu Be-
ginn stellt er ein Urteil des Landgerichts
Ulm vor, in dem die Ubertragbarkeit der
Grundsétze des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Groflen Lauschangriff
auf einfache Abhoraktion festgestellt wird
(S. 51f.). Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts, nach der ein absoluter
Schutz fiir den Kernbereich privater Le-
bensgestaltung gelten mufS, wird ausfiihr-
lich dargestellt (S. 52-57). Sie hat zur Folge,
daf$ Beamte immer mithtren miissen, da-

mit sie die Abhétranlage sofort ausschalten

konnen, falls hochstpersonliche Dinge be-
sprochen werden. Dies aber kostet Personal
und Geld und wird deshalb vielfach abge-
lehnt, da so der Grofie Lauschangriff
,praktisch tot” sei. Sodann wird die Uber-
tragbarkeit der Entscheidungsgriinde auf
andere Rechtsmaterien untersucht (5. 57-
74). Er bejaht dies fiir das Polizeirecht (S.
62), das Recht der Telekommunikations-
tiberwachung (S. 73), das Geheimdienst-
recht (S. 74) und ebenso fiir das Verfas-
sungsschutzrecht (S. 74).

Das Luftsicherheitsgesetz, das gerade Mitte
Februar in seinen beiden entscheidenden
Regelungen vom Bundesverfassungsge-
richt fiir nichtig erklart wurde, wird von
Peter Dreist, , Einsatz der Bundeswehr im
Inneren - Das Luftsicherheitsgesetz als
Anlaf8 zum verfassungsrechtlichen Nach-

denken” (5. 78-105) und Eric Hilgendorf
~Tragische Félle - Extremsituationen und
strafrechtlicher Notstand” (S. 107-132) un-
tersucht. Weder fiir den Einsatz im Inneren
noch fiir einen etwaigen Abschufd sieht
Dreist, Leitender Rechtsberater im Luftwaf-
fenfithrungskommando, eine Erméchti-
gungsgrundlage im Grundgesetz. Er pli-
diert deshalb fiir eine Grundgesetzinde-
rung (S. 83). Daf3 er dies fordern kann, liegt
vor allem daran, dafs er der Menschenwriir-
degarantie des Grundgesetzes kaum Be-
achtung schenkt. Dies ist deshalb bemer-
kenswert, weil Dreist sehr detailliert und
gewinnbringend fiir den Leser die Entste-
hungsgeschichte des Luftsicherheitsgeset-
zes darstellt, hierbei sowohl die Debatten
im Bundestagsplenum, in den Experten-
gremien und auch in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur darstellt (S. 88-95).
Bei der Menschenwiirde aber ist Schluf$ mit
der Genauigkeit. Unter der Uberschrift
~Leben gegen Leben” verneint er ohne ni-
here Untersuchung eine Menschenwiirde-
verletzung, vielmehr sei das Recht auf Le-
ben betroffen (S. 101). Das Bundesverfas-
sungsgericht hat zwar ebenso wie Dreist
die mangelnde Regelungskompetenz des
Bundestags festgestellt, aber eben auch
eine Menschenwiirdeverletzung gesehen,
da hier der Mensch zum blofsen Objekt
staatlichen Handelns herabgewiirdigt wer-
de. Damit aber wird aufgrund der Ewig-
keitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG auch
eine Grundgesetzinderung unmdoglich, da
auch durch diese die Menschenwiirde an-
getastet wird.

Hilgendorf untersucht als Strafrechtler ver-
schiedene Ansétze zur Legitimierung der
Abschufserlaubnis im Luftsicherheitsge-
setz, wie Notwehr oder den rechtfertigen-
den Notstand (S. 124-131). Keinen der An-
sétze hilt er fiir tragfdhig. Aber bevor Hil-
gendorf tiberhaupt zum Luftsicherheitsge-
setz kommt, diskutiert er andere , tragische
Falle” (S. 107-113), so z.B. das Brett des
Karneades, bevor er mogliche Losungsan-
sitze fiir diese ,tragic choices” darstellt (S.
114-124). Hilgendorfs eigene Losung ist
schlieSlich eine, die vielen - Juristen wie
Laien gleichermafsen - widerstreben mag.
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Er mochte das Problem rechtlich ungelost
lassen: , Tragische Extremsituationen juri-
stisch zu durchdenken ist klug; der Versu-
chung zu widerstehen, sie rechtlich zu re-
geln ist weise.” (S. 132). Ahnlich kénnte
man das Bundesverfassungsgericht inter-
pretieren, als es in dem schon erwidhnten
Urteil zum Luftsicherheitsgesetz feststellte,
dafs es , schlechterdings unvorstellbar (sei),
auf der Grundlage einer gesetzlichen Ermichti-
gung unschuldige Menschen (...) zu tSten.”

Ralph Christensen und Fabian Wittreck, beide
Offentlichrechtler, schliefen das Buch mit
zwei Aufsdtzen zur Folter ab. Beide stellen
einen Fall an den Anfang ihrer Betrach-
tung. Christensen das sog. ,Ticking Bomb
Szenario”: eine (Atom-)Bombe wird in ei-
ner Millionenstadt in kiirzester Zeit explo-
dieren. Eine Evakuierung ist nicht méglich,
Hunderttausende oder gar Millionen Men-
schen werden sterben. Aber: der Terrorist
wird gefangengenommen, nur er kennt das
Versteck der Bombe. Aber er spricht nicht.
Nun ist die Frage, ob er gefoltert werden
darf. Wittreck den Fall Metzler: Jakob von
Metzler wurde im September 2002 ent-

fithrt, der Tdter Magnus von Géfgen kurze.

Zeit spéter gefait. Da er das Versteck des
vermeintlich noch lebenden Jungen nicht
preisgeben wollte, wurde ihm vom Vizepo-
lizeiprasidenten der Stadt Frankfurt Wolf-
“gang Daschner Folter angedroht.

Christensen 15st in seinem Aufsatz , Wahr-
heit, Recht und Folter - Eine methodische
Betrachtung” (S. 133-160) schulbuchméfsig
den Fall zunichst in herkémmlicher Weise:
danach ist Folter streng verboten. Dann
aber greift er neuere Entwicklungen aus
der deutschen akademisch-juristischen
Diskussion auf und untersucht diese auf
ihre Stichhaltigkeit (S. 144-158). Der Rechts-
theoretiker wird hierbei seine helle Freude
haben. Christensen - Mitautor der Juristi-
schen Methodik von Friedrich Miiller und
promoviert in Philosophie und Rechtswis-
senschaften - nimmt ein Argument der
Befiirworter der Folter nach dem anderen
in profunder Art und Weise auseinander.
So wird z.B. argumentiert, daf3 der finale
Rettungsschufs erlaubt sei, die Folter aber
nicht. Da das eine den Tod bedeute, die

Folter aber ,nur” grofse seelische und kor-
perlich Leiden, miisse aufgrund eines Gro-
senschlusses (argumentum a maiore ad
minus) die Folter ebenso zuldssig sein.
Christensen fafst sich hier sehr kurz, indem
er lapidar darauf verweist, dafs ein solcher
Groflenschlufs nur im Rahmen quantitati-
ver Unterschiede, aber nicht qualitativer
Unterschiede moglich sei (S. 149). Gerade
iiber die Folter wurden in den letzten zwei
Jahren sehr viel versffentlicht. Dieser Auf-
satz sticht aber aufgrund seines methodi-
schen Ansatzes heraus.

Wittrecks ~ Aufsatz  ,Achtungs- gegen
Schutzpflicht - Zur Diskussion um Men-
schenwiirde und Folterverbot” (S. 161-190)
konzentriert sich auf die Frage, ob das
Dogma der Unabwigbarkeit der Men-
schenwiirde aufrechtzuerhalten ist. Er
kommt zu dem Ergebnis, dafs die neueren
Entwicklungen, die im Anschlufs an die
Neukommentierung der Diirig’schen Arti-
kel 1 Kommentierung durch Matthias Her-
degen im Jahre 2003 eine Abwaégbarkeit des
Artikel 1 GG zulassen wollen, grundsétz-
lich falsch seien. Hiervon entwickelt er aber
eine Ausnahme: da die Achtungs- und
Schutzpflicht gleichberechtigt nebeneinan-
der stiinden, sei hier beides in praktische
Konkordanz zu bringen. Dies gelte aber
selbstverstindlich nur, wenn auch die
Wiirde des Opfers - und nicht ,nur” sein
Leben - durch den zu folternden Téter ver-
letzt sei, was aber nur in Ausnahmefillen
vorldge. Damit wird dieser Ansatz in nur
wenigen Entfithrungsfillen relevant, z.B.
wenn das Opfer durch die Tédter in einem
Erdloch (Matthias Hintze) oder in einer
Holzkiste (Richard Oetker) festgehalten
wird, nicht aber in Terrorismusfillen. Vor

.allem aber stimmt die Argumentation

nicht: die Schutzpflicht, die systematisch
nach der Achtungspflicht steht, wird von
der Achtungspflicht begrenzt. Deshalb
kann es eine praktische Konkordanz nur
geben, solange in die Achtungspflicht nicht
eingegriffen wird. Zudem bliebe von der
Achtungspflicht sonst nichts iibrig, der
Schutzpflicht hingegen kann auch auf an-
dere Art und Weise entsprochen werden.
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Dieses ausgewogene Buch, das auf einer
Studientagung des Cusanus-Werkes auf
der Burg Rothenfels zuriickgeht, ist dank
der Themenauswahl, der ausgesuchten
Autoren und der ausgezeichneten Editi-
onsarbeit eine empfehlenswerte Lektiire,
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die sowohl dem Experten als auch dem
interessierten Leser nur ans Herz zu legen
ist - und das unabhéngig davon, ob er eher
der Sicherheit in Freiheit oder der Freiheit
in Sicherheit zuneigt.

Dominik Steiger



	Buchbesprechungen
	Ulrich Blaschke/Achim Forster/Stephanie Lumpp/ Judith Schmidt (Hrsg.), Sicherheit statt Freiheit? Staatliche Handlungsspielraume in extremen Gefährdungslagen (Schriften zum öffentlichen Recht Bd. 1002)




